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1. Bindung des Reiseveranstalters an 
„vorläufi ge Flugzeiten“

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit seinem Urteil vom 10.12.2013 
zwei Klauseln in allgemeinen Reisebedingungen betreffend die Fest-
legung von Flugzeiten und die Verbindlichkeit von Informationen des 
Reisebüros über Flugzeiten für unwirksam erachtet. 

In dem entschiedenen Fall enthielten die „Ausführlichen Reisebe-
dingungen“ eines Reiseveranstalters u. a. folgende Regelungen: „Die 
endgültige Festlegung der Flugzeiten obliegt dem Veranstalter mit 
den Reiseunterlagen. Informationen über Flugzeiten durch Reisebü-
ros sind unverbindlich.“ 

In ihrer Begründung führten die BGH-Richter aus, dass diese Re-
gelungen den Reisenden unangemessen benachteiligen und daher 
unwirksam sind. Die erste Klausel modifi ziert das Hauptleistungs-
versprechen des Reisevertrags nicht nur dann, wenn feste Flugzeiten 
vereinbart wurden, sondern auch dann, wenn im Vertrag nur vor-
läufi ge Flugzeiten genannt sind. „Voraussichtliche“ Flugzeiten sind 
zwar nicht unter allen Umständen exakt einzuhalten. Der Reisen-
de darf aber erwarten, dass die Reisezeiten nicht ohne sachlichen 
Grund geändert werden und dass der aus den vorläufi gen Angaben 

ersichtliche Zeitrahmen nicht vollständig aufgegeben wird. Andern-
falls ergäbe auch die vorgeschriebene Information des Reisenden 
über diese Zeiten keinen Sinn und würde der angestrebte Verbrau-
cherschutz verfehlt. 

Demgegenüber ermöglicht die beanstandete Klausel dem Reisever-
anstalter, die Flugzeiten beliebig und unabhängig davon zu ändern, 
ob hierfür ein sachlicher Grund vorliegt. Dies ist dem Reisenden, 
auch bei Beachtung der berechtigten Interessen des Reiseveranstal-
ters, die vorgesehenen Flugzeiten verändern oder bei Vertragsschluss 
nicht vorhersehbaren Gegebenheiten anpassen zu können, nicht zu-
zumuten. 

Die zweite Klausel ermöglicht dem Reiseveranstalter, sich einer ver-
traglichen Bindung, die durch eine Information eines für ihn tätigen 
Reisebüros eintritt, zu entziehen. Darin liegt ebenfalls eine unange-
messene Benachteiligung des Reisenden. 

2. Mehr als ein Drittel des Reisepreises 
als Anzahlung unzulässig

Eine Klausel eines Reiseveranstalters ist unwirksam, wenn sie den 
Reisenden zu einer Anzahlung verpfl ichtet, die 1/3 des Gesamtrei-
sepreises übersteigt. 

Klauseln, die allein die Bezeichnung einer Reise wie gesondert ge-
kennzeichnete „Top-Angebote“ sowie ausgewählte bzw. preisredu-
zierte „Specials“, „Sparreisen“ zum Anlass unterschiedlicher Reise-
bedingungen machen, sind unzulässig, wenn die Bezeichnung für 
den Reisenden nicht eindeutig ist und einen durch die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen nicht näher eingeschränkten Beurteilungs-
spielraum lässt.

In einem vom Oberlandesgericht Celle (OLG) entschiedenen Fall 
enthielt der Vertrag eines Reiseveranstalters u. a. folgende Klausel: 
„2.2 Bei Vertragsabschluss wird gegen Aushändigung der Bestäti-
gung die Anzahlung in Höhe von i. d. R. 25 %, bei gesondert gekenn-
zeichneten Top-Angeboten sowie ausgewählten, kurzfristigen bzw. 
preisreduzierten Specials, Sparreisen und Reisen der Marken D.T., r., 
A1., A2. , A3. und BestPreis-Angeboten von T. F.G. sowie Ticket-Pake-
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ten aus Leistungsbeschreibungen (Ziffer 3.1) mit dem Titel „Musicals 
& Shows“ 40 % des Gesamtpreises fällig. (…)“

In ihrer Begründung führten die OLG-Richter aus, dass die vom Rei-
severanstalter in seinen Allgemeinen Reisebedingungen geforderte 
Anzahlung von 40 % des Reisepreises unmittelbar bei Vertrags-
abschluss den Vertragspartner unangemessen benachteiligt. Aus 
Sicht des Vertragspartners ist nicht eindeutig erkennbar, was unter 
„gesondert gekennzeichneten Top-Angeboten sowie ausgewählten, 
kurzfristigen bzw. preisreduzierten Specials, Sparreisen“ zu verste-
hen ist. Dieser Teil der Klausel ist für den Vertragspartner unklar und 
undurchschaubar.

Eine Anzahlung, zumindest wenn sie 1/3 des Reisepreises über-
steigt und damit erst recht, wenn sie wie im vorliegenden Fall 
40 % des Gesamtpreises ausmacht, stellt demnach eine unange-
messene Benachteiligung des Reisenden dar. Selbst bei einem An-
gebot sehr kurzfristiger Reisen, ist eine formularmäßige Verpfl ich-
tung zur Anzahlung von mehr als 1/3 des Gesamtreisepreises vor 
dem Zeitpunkt der Überlassung der Reiseunterlagen unangemessen.

3. Klauselmäßige Behaltensver einbarung einer 
Bank für Vertriebsvergütungen

Die Richter des Bundesgerichtshofs (BGH) haben eine von einem 
Kredit-institut im Wertpapiergeschäft mit Privatkunden verwendete 
Allgemeine Geschäftsbedingung, wonach die Bank die von Wertpa-
pieremittenten gezahlten Vertriebsvergütungen behalten darf, für 
wirksam erachtet.

Folgende von einem Kreditinstitut in einer „Rahmenvereinbarung für 
Wertpapiergeschäfte“ verwendete Formularbestimmung hatten die 
Richter zu beurteilen: „Der Kunde erklärt sich damit einverstanden, 
dass die Bank die von den Emittenten an sie geleisteten Vertriebs-
vergütungen behält, vorausgesetzt, dass die Bank die Vertriebsver-
gütungen nach den Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes 
(insbesondere § 31d WpHG) annehmen darf. Insoweit treffen der 
Kunde und die Bank die von der gesetzlichen Regelung des Rechts 
der Geschäftsbesorgung (...) abweichende Vereinbarung, dass ein 
Anspruch des Kunden gegen die Bank auf Herausgabe der Vertriebs-
vergütungen nicht entsteht.“ 

In der Begründung führte der BGH aus, dass die Klausel dem Trans-
parenzgebot genügt. Sie lässt die inhaltliche Reichweite und die 
wirtschaftliche Tragweite des vom Kunden im Voraus erklärten An-
spruchsverzichts hinreichend klar erkennen. 

Ein Verstoß gegen das Transparenzgebot folgt auch nicht daraus, 
dass die Bank zur Bestimmung der Vertriebsvergütungen, die sie an-
nehmen und behalten darf, allgemein auf Vorschriften des Wertpa-
pierhandelsgesetzes verweist. Das Transparenzgebot verlangt weder, 
dass der Wortlaut dieser Norm oder sonstiger Gesetzesvorschriften 
in der Klausel abgedruckt wird, noch, dass die Klausel zusammenfas-
send erläutert, unter welchen Voraussetzungen die Bank Vertriebs-
vergütungen aufsichtsrechtlich annehmen darf. 

4.  Keine erneute Klage wegen eines weiteren 
Beratungsfehlers einer Bank

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 22.10.2013 entschie-
denen Fall verklagte ein Ehemann eine Bank auf Schadensersatz in 
Höhe von 252.000 € nebst Zinsen Zug um Zug gegen Übertragung 
der Beteiligung. Er berief sich dabei auf eine nicht anleger- und ob-
jektgerechte Beratung. Die Klage wurde mit einem rechtskräftigen 
Urteil vom Landgericht abgewiesen.

Nun verklagte die Ehefrau die Bank wegen mehrerer Aufklärungs- 
und Beratungsfehler, u. a. erstmals wegen pfl ichtwidrigen Ver-
schweigens erhaltener Rückvergütungen. Die Richter des BGH ließen 
die Klage nicht zu. „Die Rechtskraft einer Entscheidung über einen 
Schadensersatzanspruch gegen eine Bank wegen eines Fehlers bei 
der Kapitalanlageberatung steht einer Klage auf Ersatz desselben 
Schadens wegen eines anderen Beratungsfehlers in demselben Be-
ratungsgespräch entgegen“, so der BGH.

Bei der zweiten Klage ging es, wie auch in der ersten, um den Ersatz 
des investierten Kapitals wegen vermeintlich unzureichender Bera-
tung und Aufklärung in den der Anlageentscheidung vorausgegan-
genen Beratungsgesprächen. Allein die Ergänzung dieses aus dem 
Vorprozess bekannten Tatsachenvortrags durch den Umstand, dass 
– auch – die Rückvergütung nicht oder nur unzureichend offenbart 
wurde, ändert den bereits im Vorprozess zur Entscheidung gestellten 
Sachverhalt nicht in seinem Kerngehalt und begründet deshalb kei-
nen neuen Streitgegenstand.

5. Keine Zahlung für Handwerkerleistungen 
bei teilweiser Schwarzgeldabrede

Ist vereinbart, dass Handwerkerleistungen zum Teil ohne Rechnung 
erbracht werden, damit der Umsatz den Steuerbehörden verheim-
licht werden kann (Schwarzgeldabrede), kann der Handwerker von 
dem Auftraggeber weder die vereinbarte Zahlung noch die Erstat-
tung des Wertes der von ihm bereits erbrachten handwerklichen 
Leistungen verlangen. 

Die Richter des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts ent-
schieden in ihrem Urteil vom 16.8.2013, dass bei einer teilweisen 
Schwarzgeldabrede der geschlossene Vertrag insgesamt nichtig 
ist, und dass der Handwerker auch keinen Wertersatz für die von 
ihm erbrachten Bauleistungen verlangen kann. 

Auch wenn nur eine teilweise Schwarzgeldabrede vorliegt, ist der 
gesamte Werkvertrag nichtig, was dazu führt, dass der Auftragneh-
mer keinen weiteren Zahlungsanspruch hat und die Auftraggeber 
keinen Schadensersatz wegen Mängel der Arbeiten verlangen 
können. 

6. Haushaltshilfe – Beschäftigung im 
privaten und geschäftlichen Bereich 
des Arbeitgebers

Die Regelung, dass grundsätzlich alle von einem Beschäftigten bei 
demselben Arbeitgeber ausgeübten geringfügigen Beschäftigungen 
als einheitliche Beschäftigung anzusehen sind, fi ndet auch im Rah-
men einer geringfügigen Beschäftigung im Haushalt Anwendung.

In einem vom Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg ent-
schiedenen Fall beschäftigte ein Rechtsanwalt für die Reinigung sei-
ner Kanzlei und seiner Privaträume eine Reinigungskraft. Die Richter 
des LSG entschieden, dass hier eine einheitliche Beschäftigung vor-
liegt. Dies hat zur Folge, dass die Teilnahme am Haushaltscheckver-
fahren für die Tätigkeiten in den Privaträumen ausscheidet. 

7. Darlegungslast bei Überstundenvergütung

Verlangt der Arbeitnehmer Arbeitsvergütung für Überstunden, hat 
er darzulegen und – im Bestreitensfall – zu beweisen, dass er Arbeit 
in einem die Normalarbeitszeit übersteigenden zeitlichen Umfang 
verrichtet hat. Die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass geleistete 
Überstunden angeordnet, gebilligt, geduldet oder jedenfalls zur Erle-



digung der geschuldeten Arbeit erforderlich waren, trägt der Arbeit-
nehmer als derjenige, der den Anspruch erhebt. Für eine ausdrückli-
che Anordnung von Überstunden muss er vortragen, wer wann auf 
welche Weise wie viele Überstunden angeordnet hat.

Konkludent ordnet der Arbeitgeber Überstunden an, wenn er dem 
Arbeitnehmer Arbeit in einem Umfang zuweist, der unter Ausschöp-
fung der persönlichen Leistungsfähigkeit des Arbeitnehmers nur 
durch die Leistung von Überstunden zu bewältigen ist. Dazu muss 
der Arbeitnehmer darlegen, dass eine bestimmte angewiesene Ar-
beit innerhalb der Normalarbeitszeit nicht zu leisten oder ihm zur 
Erledigung der aufgetragenen Arbeiten ein bestimmter Zeitrahmen 
vorgegeben war, der nur durch die Leistung von Überstunden einge-
halten werden konnte.

Mit der Billigung von Überstunden ersetzt der Arbeitgeber gleichsam 
durch eine nachträgliche Genehmigung die fehlende vorherige An-
ordnung schon geleisteter Überstunden. Die Billigung von Überstun-
den setzt deshalb voraus, dass der Arbeitgeber zu erkennen gibt, mit 
der schon erfolgten Leistung bestimmter Überstunden einverstanden 
zu sein. Das muss nicht ausdrücklich erfolgen und kann insbeson-
dere dann anzunehmen sein, wenn der Arbeitgeber oder ein für ihn 
handelnder Vorgesetzter des Arbeitnehmers eine bestimmte Anzahl 
von Stunden abzeichnet und damit sein Einverständnis mit einer 
Überstundenleistung ausdrückt. Dazu reicht aber die widerspruchs-
lose Entgegennahme der vom Arbeitnehmer gefertigten Arbeitszeit-
aufzeichnungen nicht aus.

Die Duldung von Überstunden bedeutet, dass der Arbeitgeber in 
Kenntnis einer Überstundenleistung diese hinnimmt und keine Vor-
kehrungen trifft, die Leistung von Überstunden fürderhin zu unter-
binden, er also nicht gegen die Leistung von Überstunden einschrei-
tet, sie vielmehr weiterhin entgegennimmt. 

8. Anspruch auf Entgeltumwandlung - 
Aufklärungspfl icht des Arbeitgebers

Nach dem Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversor-
gung (BetrAVG) kann der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber verlan-
gen, dass von seinen künftigen Entgeltansprüchen bis zu 4 % der 
jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Renten-
versicherung durch Entgeltumwandlung für seine betriebliche Al-
tersversorgung verwendet werden. Der Arbeitgeber ist nach einer 
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 21.1.2014 
nicht verpfl ichtet, den Arbeitnehmer von sich aus auf diesen An-
spruch hinzuweisen.

Im entschiedenen Fall war ein Arbeitnehmer bis zum 30.6.2010 bei 
einem Unternehmen beschäftigt. Nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses verlangte er von seinem Arbeitgeber Schadensersatz mit 
der Begründung, dieser habe es pfl ichtwidrig unterlassen, ihn auf 
seinen Anspruch auf Entgeltumwandlung nach dem BetrAVG hin-
zuweisen. Bei entsprechender Kenntnis seines Anspruchs hätte er 
215 € seiner monatlichen Arbeitsvergütung in eine Anwartschaft 
auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung umgewandelt. Als 
Durchführungsweg hätte er die Direktversicherung gewählt.

9. Sonderzahlung mit Mischcharakter - 
Stichtagsregelung

Eine Sonderzahlung mit Mischcharakter, die jedenfalls auch Vergü-
tung für bereits erbrachte Arbeitsleistung darstellt, kann in Allge-
meinen Geschäftsbedingungen nicht vom Bestand des Arbeitsver-
hältnisses am 31.12. des Jahres abhängig gemacht werden, in dem 
die Arbeitsleistung erbracht wurde.

In dem vom Bundesarbeitsgericht am 13.11.2013 entschiedenen Fall 
war ein Arbeitnehmer seit 2006 als Controller in einem Verlag be-
schäftigt. Er erhielt jährlich mit dem Novembergehalt eine als Grati-
fi kation, ab dem Jahr 2007 als Weihnachtsgratifi kation bezeichnete 
Sonderzahlung in Höhe des jeweiligen Novemberentgelts. Der Verlag 
übersandte jeweils im Herbst eines Jahres ein Schreiben an alle Ar-
beitnehmer, in dem „Richtlinien“ der Auszahlung aufgeführt waren.

In dem Schreiben für das Jahr 2010 hieß es u. a., die Zahlung er-
folge „an Verlagsangehörige, die sich am 31.12.2010 in einem un-
gekündigten Arbeitsverhältnis“ befänden; Verlagsangehörige sollten 
für jeden Kalendermonat mit einer bezahlten Arbeitsleistung 1/12 
des Bruttomonatsgehalts erhalten. Im Lauf des Jahres eintretende 
Arbeitnehmer erhielten die Sonderzahlung nach den Richtlinien an-
teilig. Das Arbeitsverhältnis des Controllers endete aufgrund seiner 
Kündigung am 30.9.2010. Nun verlangte er die anteilige (9/12) Zah-
lung der Sonderleistung. 

Die BAG-Richter gaben dem Arbeitnehmer Recht und verurteilten 
den Verlag zur entsprechenden Zahlung. In ihrer Begründung führ-
ten sie aus, dass die Sonderzahlung nach den Richtlinien einerseits 
den Arbeitnehmer über das Jahresende hinaus an das Unternehmen 
binden und damit die Betriebstreue belohnen soll, dient aber zu-
gleich der Vergütung der im Laufe des Jahres geleisteten Arbeit.

In derartigen Fällen sind Stichtagsregelungen, wie die in den o. g. 
Richtlinien vereinbart, unwirksam. Die Klausel benachteiligt den 
Arbeitnehmer unangemessen. Sie entzieht ihm bereits erarbeiteten 
Lohn. Der Vergütungsanspruch wurde nach den Richtlinien monat-
lich anteilig erworben. Anhaltspunkte dafür, dass die Sonderzahlung 
Gegenleistung vornehmlich für Zeiten nach dem Ausscheiden des 
Arbeitnehmers oder für besondere – vom Arbeitnehmer nicht er-
brachte – Arbeitsleistungen sein sollte, sind nicht ersichtlich. 

10. Private Zahnzusatzversicherung - kein 
Versicherungsschutz bei Beginn der Heilbe-
handlung schon vor Vertragsbeginn

In der Praxis schließen Immer wieder Patienten eine private Zahn-
zusatzversicherung ab, nachdem bei einem Zahnarztbesuch die Be-
handlungsbedürftigkeit ihres Gebisses festgestellt worden ist. Das 
kann später zu Schwierigkeiten mit dem Versicherer führen, wie zwei 
vom Oberlandesgericht Karlsruhe (OLG) entschiedene Fälle zeigen. 

In beiden verlangten die Patienten von ihrer Zusatzkrankenversiche-
rung Leistungen für die Versorgung mit Implantaten. Die OLG-Rich-
ter entschieden, dass der Versicherungsschutz nicht vor Abschluss 
des Versicherungsvertrages und vor Ablauf der Wartezeit beginnt. 
Damit haftet die Versicherung nicht für Versicherungsfälle, die vor 
Beginn des Versicherungsschutzes eingetreten sind. Versicherungs-
fall ist die „medizinisch notwendige Heilbehandlung“. 

Für den „Beginn der Heilbehandlung“ ist der richtige Bezugspunkt 
nicht der konkrete Auftrag des Patienten an den Arzt, sondern die 
behandlungsbedürftige Krankheit selbst. Heilbehandlung ist jede 
ärztliche Tätigkeit, die durch die betreffende Krankheit verursacht 
worden ist, sofern die Leistung des Arztes von ihrer Art her in den 
Rahmen der medizinisch notwendigen Krankenpfl ege fällt und auf 
die Heilung oder Linderung der Krankheit abzielt. 

Die Heilbehandlung beginnt mit der ersten Inanspruchnahme einer 
solchen ärztlichen Tätigkeit, also schon mit der ersten ärztlichen 
Untersuchung, die auf die Erkennung des Leidens abzielt, ohne 
Rücksicht darauf, ob sofort oder erst nach weiteren Untersuchun-
gen eine endgültige oder richtige Diagnose gestellt und mit den 
eigentlichen Heilmaßnahmen begonnen wird. Zur Heilbehandlung 



gehört auch die Erstellung eines Heil- und Kostenplans. Der Ver-
sicherungsfall endet erst dann, wenn nach objektiv medizinischem 
Befund keine Behandlungsbedürftigkeit mehr besteht. 

11. Einziehung des Geschäftsanteils eines 
GmbH-Gesellschafters

Die Einziehung von Geschäftsanteilen ist nach dem GmbH-Gesetz 
ohne Zustimmung des Anteilsberechtigten nur dann zulässig, wenn 
die Voraussetzungen vor dem Zeitpunkt, in welchem der Berechtigte 
den Geschäftsanteil erworben hat, im Gesellschaftsvertrag festge-
setzt waren. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) ist es in 
erster Linie Aufgabe des Tatrichters zu beurteilen, ob im konkreten 
Fall ein wichtiger Grund vorliegt. Er hat die dafür maßgebenden Um-
stände festzustellen, zu würdigen und abzuwägen.

Ein wichtiger Grund zum Ausschluss eines Gesellschafters im Fal-
le eines tiefgreifenden Zerwürfnisses der Gesellschafter setzt nach 
Auffassung des BGH voraus, dass das Zerwürfnis von dem betrof-
fenen Gesellschafter zumindest überwiegend verursacht worden ist 
und in der Person des oder der die Ausschließung betreibenden Ge-
sellschafter keine Umstände vorliegen, die deren Ausschließung oder 
die Aufl ösung der Gesellschaft rechtfertigen.

In einem vom BGH am 24.9.2013 entschiedenen Fall war der be-
troffene Gesellschafter mit 3 weiteren Gesellschaftern Gründer der 
GmbH. Alle Gesellschafter waren mit jeweils 25 % beteiligt und 
alleinvertretungsberechtigte Geschäftsführer. Jeder Gesellschafter 
hatte bestimmte Leistungen als Beitrag zur Förderung des Gesell-
schaftszwecks zu erbringen. Zum Aufgabenbereich des betroffenen 
Gesellschafters gehörten die Betreuung der Auszubildenden und die 
Übernahme einzelner Wochenenddienste. Nachdem die persönliche 
Beziehung mit einer Mitgesellschafterin gescheitert war, kam es 
zu Spannungen zwischen den Gesellschaftern. Dem Gesellschafter 
wurde die Verletzung seiner Pfl ichten als Geschäftsführer und Ge-
sellschafter vorgeworfen. Er wurde dreimal wegen der Vernachlässi-
gung seiner Pfl ichten anwaltlich abgemahnt. 

In einer Gesellschafterversammlung einigten sich die Parteien da-
rauf, dass er bis auf Weiteres bezahlten Urlaub nehmen dürfe und 
sich während dieser Zeit jedweder Geschäftsführertätigkeit enthal-
ten solle. Hieran hielt sich der Betroffene nicht. In der folgenden 
Gesellschafterversammlung wurde er als Geschäftsführer abberufen. 
In einer weiteren Versammlung beschlossen die Gesellschafter in 
seiner Abwesenheit einstimmig, seine Geschäftsanteile aus wich-
tigem Grund einzuziehen und ihn auszuschließen, weil sein weiteres 
Verbleiben in der Gesellschaft aufgrund seines Verhaltens für die 

übrigen Gesellschafter untragbar sei. Die BGH-Richter teilten diese 
Auffassung.

12. Hohe Geschwindigkeit im Straßenverkehr - 
Mithaftung auch bei schwerem Fehler des 
Unfallgegners

Wer auf deutschen Autobahnen – insbesondere bei Dunkelheit – die 
Richtgeschwindigkeit von 130 km/h mit 200 km/h um rund 60 % 
und damit massiv überschreitet, führt zugunsten seines eigenen 
schnellen Fortkommens den Spielraum zur Vermeidung eines Unfalls 
nahezu gegen null zurück. 

Eine solche Geschwindigkeit ermöglicht es in der Regel nicht mehr, 
Unwägbarkeiten in der Entwicklung von Verkehrssituationen recht-
zeitig zu erkennen und sich darauf einzustellen. Auch bei einem 
schwerwiegenden Verkehrsverstoß des Unfallgegners führt dies zu 
einer Mithaftung – hier in Höhe von 40 % der Schadenssumme. 

13. Umfassende gesetzliche Auskunftsan-
sprüche minderjähriger Erben

Ist ein minderjähriges Kind Erbe eines verstorbenen Elternteils und 
verwaltet der andere Elternteil das aus dem Nachlass stammende 
Erbe des Kindes, hat er über das verwaltete Vermögen ein vollstän-
diges Verzeichnis zu erstellen und die Richtigkeit seiner Angaben 
zu versichern. Dem Kind steht darüber hinaus auch ein gesetzlicher 
Anspruch auf eine übersichtliche und aus sich heraus verständliche 
Zusammenstellung aller Einnahmen und Ausgaben im Rahmen der 
Vermögensverwaltung bis zur Volljährigkeit zu. 

Nach den gesetzlichen Regelungen ist der verbliebene Elternteil 
verpfl ichtet, eine Zusammenstellung aller Einnahmen und Aus-
gaben in Bezug auf das verwaltete Vermögen vorzulegen, um 
die Entwicklung des Nachlasses und den Verbleib des Vermögens 
nachvollziehen zu können. Ein Auskunftsanspruch entfällt nur 
dann, wenn von vornherein feststeht, dass Ansprüche auf Her-
ausgabe des Kindesvermögens nicht mehr bestehen. Die Ansprüche 
sind auch weder verjährt noch wegen Zeitablaufs nach Volljährigkeit 
verwirkt. Letzteres scheidet aus, wenn der Berechtigte von seinen 
Rechten keine Kenntnis und der andere Teil dies zu vertreten habe. 

So war es in einem vom Oberlandesgericht Koblenz mit Beschluss 
v. 6.11.2013 entschiedenen Fall, in dem die Tochter erst in jüngerer 
Zeit durch Nachfragen beim Nachlassgericht und Einschaltung ihres 
Anwalts Kenntnis vom Testament der Mutter und eventuellen Her-
ausgabeansprüchen erlangt hatte.

Basiszinssatz: Seit 1.1.2014 = -0,63 %, 1.7.2013 - 31.12.2013 = -0,38 %, 1.1.2013 – 30.6.2013 = -0,13 %, 
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 2014: Januar = 105,9
 2010 = 100 2013: Dezember = 106,5; November = 106,1; Oktober 105,9; September = 106,1; August = 106,1 
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


